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Burg ist jetztauchwirklich imLeimental
Bea Asper undMichel Ecklin

Burg im Leimental gehörte
zum Kanton Bern. Folglich
kam es beim Wechsel ins Ba-
selbiet in den Bezirk Laufen,
trotz des Namenzusatzes «im
Leimental». Dabei befindet
sich zwischen dem Laufental
und der kleinenGemeinde der
Blauen.

Geografisch ist Burg zum
Leimental offen. Und so arbei-
tet die kleineGemeinde imBil-
dungsbereich bereits seit eini-
ger Zeit mit den Gemeinden
des solothurnischen Leimen-
tals zusammen, und im vergan-
genen Jahr verlagerte sie ihre

Verwaltung ins baselbieteri-
sche Biel-Benken. Jetzt istBurg
imLeimental auchausdemVer-
ein Region Laufental und aus
der Standortförderung Promo-
tion Laufental ausgetreten.
Stattdessen ist die Gemeinde
der Region Leimental Plus bei-
getreten. ImVerein sindalleBa-
selbieter Gemeinden zwischen
Allschwil und Ettingen zusam-
mengeschlossen, mit Burg sind
es jetzt acht Gemeinden. In ih-
nenwohnen rund75’000Men-
schen, über ein Viertel der Ba-
selbieter Bevölkerung.

DerVereinhatdiverseKom-
missionen, insbesondere inden
Bereichen Energie und Raum-

planung. Er führt eine eigene
Geschäftsstelle. Im Vorstand
wird Burg jetzt Einsitz nehmen
können.«ImAlltaggabeskaum
mehr Gemeinsamkeiten mit
dem Laufental», sagt der
Gemeindepräsident von Burg,
Hans-Jörg Tobler.

Bezirke spielennurnoch
eineunbedeutendeRolle
Mit seiner Ansicht sei der Ge-
meinderat nicht alleingewesen.
«Der Beschluss, aus den Lau-
fentalerGremien auszusteigen,
wurde von der Gemeindever-
sammlunggefasst.»Burgbleibt
im Bezirk Laufen, allerdings
spielen imKantonBasellanddie

Bezirkenurnocheineunbedeu-
tende Rolle.

SeitensPromotionLaufental
bedauert man den Entscheid
Burgs,wieder Standortförderer
Patrick Neuenschwander sagt.
«Wir können den Entscheid
aber aus geografischer Sicht
nachvollziehen.» Vor einigen
Jahren sei bereits dieGemeinde
Duggingen ausgestiegen, aus
ähnlichen Überlegungen. Dug-
gingen befindet sich zwar noch
im Bezirk Laufental, beteiligt
sich aber seit einigen Jahren im
Verein Birsstadt, also talab-
wärts. ImLaufental sei aberkein
Auseinanderdriften feststellbar,
hält Neuenschwander fest.

ErneuteDiskussionenüber
dieLehrpersonenausbildung
PH FHNW Vergangenen Som-
mer brach das Kursbelegungs-
system an der PH FHNW zu-
sammenund lösteunter Studie-
renden einen Aufschrei des
Protests aus, der medial und
politisch Kreise zog.

SeitdemwurdedieSituation
an der PH auch im Landrat
mehrfach intensiv diskutiert.
Dashielt diesenallerdingsnicht
davon ab, gestern eine weitere
Runde zu drehen.

Das Schlagwort des Tages:
Praxisbezug. Der Landrat
wünscht sich in der Lehrperso-
nenausbildung mehr davon.
«ManhatdieAusbildungandie

Hochschule überführt, weil an
der Ausbildung vorher viel Kri-
tik geübt wurde. Jetzt will man
plötzlich das Rad wieder zu-
rückdrehen», beschwerte
sich BildungsdirektorinMonica
Gschwind.

Es half ihr nichts, der Land-
rat überwies mit einer Ausnah-
me fünf Vorstösse der SP-Frak-
tion. Lediglich die Forderung
nach einer Überarbeitung des
Belegungssystems prallte ab.
EineMehrheit betrachtetdasals
Eingriff insOperative undwen-
dete ein, dass eine Lösung be-
reits erarbeitetwird.DieSPsieht
das anders. (mes)

Landrat tutsichschwermit
Stellvertreter-Regel
Nach langemHin undHer: Ausgearbeitete Lösungwird imParlamentwohl abstürzen.

Hans-Martin Jermann

Sollen sich Baselbieter Parla-
mentarierinnen und Parlamen-
tarier, die wegen Mutterschaft,
einer Krankheit oder eines Un-
falls längereZeitabwesendsind,
durch ein Ersatzmitglied vertre-
ten lassenkönnen?Seit fünf Jah-
ren beschäftigt sich der Landrat
nunmitdieserFrage.Underwird
sichwohlauch imdrittenAnlauf
nicht zu einer Lösung durchrin-
gen können. Dieses Fazit lässt
sich nach der rund anderthalb-
stündigenDebatteamDonners-
tagziehen.DieAbstimmungfin-
det erst in zweiWochen statt.

Dass sich der Landrat so
schwertutmit der Stellvertreter-
Regel, sorgte im rot-grünen La-
ger fürKopfschütteln, istaberzu-
mindest teilweise nachvollzieh-
bar: Auslöser der Debatte war
2020einVorstossderdamaligen
GLP-Landrätin Regula Stein-
emann.Siekritisierte,dass junge
Mütter während des Mutter-
schaftsurlaubs von der Teilnah-
meanParlamentssitzungenaus-

geschlossenwerden,weil siean-
sonsten ihren Anspruch auf die
Erwerbsausfallentschädigung
verlieren.

NeueBundesregelwarfalles
überdenHaufen
Mittlerweile haben sich die Re-
geln geändert: Seit der Bund die
Erwerbsersatzordnung (EO) ge-
ändert hat, behaltenMütter, die
anParlamentssitzungenteilneh-
men, ihren Anspruch auf Ent-
schädigung. Aus Sicht der Bür-
gerlichen ist damit ein wesentli-
ches Problem gelöst. Dies sei
nicht so, hielten Votanten aus
dem rot-grünen Lager wie Ste-
phan Ackermann (Grüne) oder
Ronja Jansen (SP) entgegen.
ZwardürftenMütternunvonder
EOheranRatssitzungenteilneh-
men, aber das heisse nicht in al-
len Fällen, dass sie dazu auch in
der Lage seien. Kommt hinzu,
dass von einer Stellvertretungs-
lösung auch Personen profitie-
ren, die wegen Unfall oder
Krankheit längereZeitabwesend
sind.

Demgegenüber sprach Pascal
Ryf (Mitte) von einem«Riesen-
aufwand für einüberschaubares
Problem».Erpolitisierenunseit
elf Jahren im Landrat; in dieser
Zeit seien nur einige Ratskolle-
ginnenMutter geworden, fügte
Ryf an.

So ging das mit dem zu-
nächst munteren, mit der Zeit
aberauch repetitivenMeinungs-
Pingpongweiter:MarcSchinzel
(FDP) überzeugt die vorliegen-
de Stellvertreterlösung nicht:
Diese gelte ja nur für Abwesen-
heiten zwischen drei und sechs
Monaten – also für solche, die
plan- und voraussehbar seien.
Dass die Ratslinke die längeren
Absenzen als Problem für die
Demokratie darstelle, sei über-
trieben: «Die vielen kurzenAb-
senzen fallenviel stärker insGe-
wicht. Da wird die Verzerrung
der Kräfteverhältnisse einfach
in Kauf genommen», betonte
Schinzel.

Demgegenüber wies Adil
Koller (SP)daraufhin,dass inan-
deren Kantonen wie Graubün-

den, Neuenburg oder Wallis
Stellvertretungslösungen ohne
Probleme praktiziert würden.
«Wir sind doch kein exklusiver
Club von 90 eingeschworenen
Parlamentariern. Die Nachrü-
ckenden haben genau das glei-
cheRecht, hier zu sein.»

Damit drangKoller bei SVP,
FDPundMittenicht durch.Dies
wohl auch deshalb nicht, weil
eine Alternative in Sichtweite
ist: Im Nachbarkanton Basel-
Stadt ist seit 1. Februar die
digitale Teilnahme möglich;
Parlamentarierinnen und Par-
lamentarier dürfen während
Schwangerschaft, Mutter-
schaftsurlaub,wegenKrankheit
und Unfall auch online abstim-
men. Mehrere bürgerliche Vo-
tantenmachten sich imLandrat
für die Übernahme dieser Lö-
sung stark. Ob das Baselbieter
Parlament tatsächlich so ge-
räuschlos auf diese Alternative
einschwenkt, wie amDonners-
tag manche Bürgerliche glau-
ben machen wollten, darf be-
zweifelt werden.

Birsbrückegerettet –nurwardasgar
nichtderAuftragdesLandrats
Nachhaltigkeit Die SBB erneu-
ern die beiden in die Jahre ge-
kommenen Stahlfachwerkbrü-
cken inMünchenstein.Dieerste
wurde bereits vergangenen
Sommer abgebaut, die zweite
soll am 25. Februar demontiert
undeingelagertwerden.DerRe-
gierungsrat hat dafür vergange-
nen September 770’000 Fran-
ken gesprochen. Die Brücke ist
denkmalgeschützt und soll als
Velobrücke wiederverwendet
werden können.

Eigentlich hatte der Land-
rat die Regierung lediglich da-
mit beauftragt, eine mögliche
Wiederverwendung der beiden
Brücken zu prüfen und darüber
zu berichten. Da offenbar die
Zeit drängte, interpretierte der
Regierungsrat den Vorstoss
aber kurzerhand als Hand-
lungsauftrag.

Das sorgte in der gestrigen
Landratssitzung für Irritation.
«Wenn das jetzt Schule macht,
können wir das Landratsgesetz
umschreiben», schimpfteMitte-
LandratMarc Scherrer und frag-
te rhetorisch: «Seid ihr der Mei-
nung, dass das eine schlaue Ent-
scheidungwar?»

Neben politischen wurden
ästhetische und finanzielle Be-
denken laut.DerWiederaufbau
würde geschätzt 3 Millionen
Frankenkosten, eineneueVelo-
brücke lediglich 2Millionen.

«Es geht um die Nachhal-
tigkeit», verteidigte Mitte-
Landrat Simon Oberbeck das
Projekt. «Wir pressieren in der
Regel nicht, wenn es nicht sein
muss», versicherte schliesslich
Baudirektor Isaac Reber (Grü-
ne) und erntete dafür schallen-
des Gelächter. (mes)

Regula Steinemann (sie wurde 2022 als Landratspräsidentin online verabschiedet) hat die Debatte lanciert. Bild: Nicole Nars-Zimmer (30. 6. 2022)

Landratverzichtetaufstrenge
RegelnbeiBetonwüsten
Das Parlamentwill keinenArtikel imGesetz verankern,
um imSommer dieHitzeentwicklung zu reduzieren.

Die Sommer werden in unseren
Breitengraden immer heisser.
Damit sindMassnahmen gegen
lokale Hitzeentwicklung ins
Blickfeld der Politik gerückt.
Dass mit mehr Bäumen sowie
entsiegelten und gestalteten
Grünflächen Betonwüsten wo
immer möglich verhindert wer-
den sollen, ist im Baselbieter
Landrat weitgehend unbestrit-
ten. Kontrovers hat das Parla-
ment indes die Frage diskutiert,
wie verbindlich die Regeln sein
sollen.

Die bürgerliche Mehrheit
setztesichamDonnerstagdurch:
Der Kanton soll sich zurückhal-
ten. Mit 39 Ja- zu 43 Nein-Stim-
menlehnteesderLandratknapp
ab, imRaumplanungs-undBau-
gesetz einen spezifischen Para-
grafenzuverankern,aufdensich
die Gemeinden in ihren Zonen-
reglementenhättenberufenkön-
nen. Nach Ansicht dieser knap-
pen Mehrheit genügt es, wenn
die entsprechende Verordnung
geändert wird. Sie folgte damit
dervorberatendenBau-undPla-
nungskommission (BPK).

Gesetz oder Verordnung:
Nach Ansicht der rot-grünen
Mehrheitgehtesdabeiummehr

als bloss eine Formalie: «Ohne
Gesetzesänderung werden Un-
klarheiten bestehen bleiben»,
warnte SP-Sprecher Urs Kauf-
mann.Sosei zubefürchten,dass
dann Vorgaben der Gemeinden
angefochten werden, weil die
entsprechendeGrundlage fehle,
sagte er. Die Gemeinden könn-
ten aufBasis einesGesetzesarti-
kels in ihrenZonenreglementen
Anti-Hitze-Massnahmeneinfor-
dern, welche die Bauherrn im
RahmendesBaugesuchsverfah-
rens vorlegen müssen. Für die
Gemeinden handelt es sich um
eineKann-Formulierung.

Aus Sicht der bürgerlichen
Mehrheit ist einGesetzesartikel
unnötig. Die Forderung könne
auch mit einer Änderung der
Verordnung erfüllt werden,
sagteMitte-Landrat Pascal Ryf.
Einigen Bürgerlichen ging eine
Anpassung des Gesetzes zu
weit, da diese einen Eingriff in
die Eigentumsgarantie darstel-
le. Die Regierung hatte eben-
falls einenGesetzesartikel vor-
geschlagen, der zuständige
Bau- und Umweltschutzdirek-
tor Isaac Reber (Grüne) schien
abermit derAbschwächung gut
leben zu können. (haj)


